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 Morgen braucht uns 
VER.DI-BUNDESKONGRESS – Sechs Tage mit Diskussionen und Wahlen

Am 17. September um 13 Uhr ist es 
so weit: Die Vorsitzende des Ge-
werkschaftsrats, Martina Rößmann-
Wolf, und der ver.di-Vorsitzende 
Frank Werneke werden den 6. Or-
dentlichen ver.di-Bundeskongress 
eröffnen. Er steht unter dem Motto 
„Morgen braucht uns“. Nach vier 
Kongressen in Leipzig tagt er wieder 
in Berlin – und kehrt damit nach der 
Gründung im Jahr 2001 und dem 
ersten ordentlichen ver.di-Bundes-
kongress 2003 wieder in die Haupt-
stadt zurück.

Im politischen Zentrum des Lan-
des wird in diesem Jahr auch viel 
politische Prominenz erwartet, nicht 
nur zur Eröffnungsveranstaltung. 
Bundesarbeitsminister Hubertus 
Heil, SPD, und Bundeswirtschafts-
minister Robert Habeck, Bündnis 
90/Die Grünen, sollen am Mittwoch 
zu den Delegierten sprechen. 
Abends um 19.15 Uhr treffen sich 
dann die Vorsitzenden von SPD, 
Grünen und Linkspartei, Saskia Es-
ken, Ricarda Lang und Janine Wiss-

ler, sowie Jens Spahn, stellvertre-
tender Fraktionsvorsitzender der 
Union im Bundestag, und der stell-
vertretende FPD-Vorsitzende Johan-
nes Vogel zum Politik-Talk mit den 
Delegierten. Der Talk wird – wie der 
gesamte Kongress – auf verdi.de 
live im Netz gestreamt.

Für die rund 1000 Delegierten, die 
einen Querschnitt aus allen Bezir-
ken, Fachbereichen und Personen-
gruppen bilden, beginnt die Arbeit 
schon nach der Eröffnungsveran-
staltung. Dann konstituiert sich der 
Kongress, der Geschäftsbericht wird 
gehalten, es folgt die Aussprache 
dazu. Der Montag wird in Zeichen 
von Wahlen stehen. 

Der Dienstag beginnt mit dem 
Grundsatzreferat des*der neuge-
wählten Vorsitzenden, anschließend 
beginnt die Beratung der rund 1000 
Anträge, die die verschiedenen 
ver.di-Gremien an den ver.di-Bun-
deskongress gestellt haben. Hier 

werden viele spannende Beiträge zu 
den Anträgen erwartet, etwa zur 
Arbeitswelt der Zukunft, den Folgen 
der Digitalisierung, zu Mindestlohn 
und Sozialpolitik, aber auch zu Krieg 
und Frieden und eher  gewerk-
schaftsinternen Themen. Denn die 
ver.di-Delegierten gelten als sehr 
diskussionsfreudig. Und mit ihren 
Beschlüssen legen sie die ver.di-Poli-
tik der kommenden Jahre fest. 

Erwartet werden aber auch zahl-
reiche Gäste, etwa von befreunde-
ten Gewerkschaften aus dem In- 
und Ausland, aus der Politik und aus 
der Wissenschaft. Erwartet wird eine 
Delegation von israelischen Gewerk-
schafter*innen und aus Palästina, 
aber dabei sein werden auch drei 
Kolleg*innen aus der Ukraine, die 
von der Situation in ihrem Heimat-
land berichten werden. Am Freitag, 
22. September, geht der Kongress 
dann am späten Nachmittag zu 
Ende.  Heike Langenberg

Gewinnspiel 
Wer auf verdi.de/ueber-uns/bundes-
kongress-2023/gewinnspiel im State-
ment-Generator sein*ihr Foto hochlädt 
und den Satz „Morgen braucht…“ indi-
viduell vervollständigt, kann an einem 
Gewinnspiel teilnehmen. Zu gewinnen 
gibt es ein E-Bike, einen Besuch im 
Berliner Kabarett „Die Distel“ mit Über-
nachtung und exklusive ver.di-Socken. 
Einsendeschluss ist der 15. September, 
12 Uhr. Details zum Ablauf und den 
Teilnahmebedingungen finden sich auf 
der Website.
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…Euro müssten die jähr-
lichen Zuschüsse für den 
ÖPNV in Deutschland bis 
2031 steigen, wenn das 
Deutschlandticket erhal-
ten bliebe. Das geht aus 
einem jetzt vorgelegten 
Kurzbericht zu einem 
Gutachten vor, das das 
Bundesverkehrsministe-
rium in Auftrag gegeben 
hat. Damit soll der Fi-
nanzbedarf für den ÖPNV 
bis 2031 ermittelt wer-
den. Die stellvertretende 
ver.di-Vorsitzende Christi-
ne Behle hält die Kalkula-
tion für viel zu niedrig, 
weil unter anderem die 
notwendigen Verbesse-
rungen der Arbeitsbedin-
gungen nicht berücksich-
tigt werden. Ohne die ist 
es ihrer Meinung nach 
nicht möglich, die 
110 000 Beschäftigten 
einzustellen, die für die 
Verkehrswende bis 2030 
nötig sind. Auch den 
Kommunen müsse bei 
den Kosten für den Be-
trieb des kommunalen 
ÖPNV dauerhaft unter 
die Arme gegriffen wer-
den. 

 

Fachkräfte-
mangel

„Seit der Pandemie 
werden jährlich fast 
50 000 Ausbildungs-
verträge weniger 
abgeschlossen.“ 

Aus dem Ausbildungs-
report der DGB Jugend 
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Die „Freien Wähler“ sind in Bayern 
so etwas wie die AfB, die Alternati-
ve für Bayern, also nicht weniger 
rechts als die AfD. Der Vorsitzende 
der Freien Wähler, Hubert Aiwan-
ger, hat offenbar nicht nur das viel-
fach zitierte judenfeindliche Flug-
blatt einst in seinem Ranzen getra-
gen, sondern auch Hitlers „Mein 
Kampf“. Das sagt eine ehemalige 
Klassenkameradin. Ein Klassenfoto 
aus jener Zeit sagt noch mehr: Auf 
dem Bild steht Aiwanger in der ers-
ten Reihe in der Mitte mit geschei-
teltem Haar und Hitlerschnauzer. 
Aiwangers Aussage, dass er, seit er 
erwachsen ist, kein Antisemit mehr 
sei, heißt im Umkehrschluss, dass er 
es mit 17 Jahren, als sich das Flug-
blatt in seiner Schultasche befand, 
noch einer war. Im Spiegel heißt es 
am 2. September: „Es geht in der 
Flugblattaffäre um Hubert Aiwan-
ger nicht nur um Bayern. Es geht um 
das, worauf Deutschland sich seit 
Jahren viel einbildet: Die ,Aufarbei-

tung‘ der Verbrechen des Holo-
causts […]. Ganz vorbildlich sei das 
gelaufen hierzulande […]. Überall 
Gedenkstätten, die Schuld an den 
Verbrechen anerkannt, das Be-
wusstsein in der Bevölkerung darü-
ber groß, […]. Die Diskussion über 
den bayerischen Wirtschaftsminis-
ter zeigt, wie verlogen dieses Selbst-
bild ist.“ Und weiter: „Vermutlich 
sitzen die von der AfD vor den Bild-
schirmen und jubeln.“

Schon am 19. August, als das Flug-
blatt noch nicht in der Welt war, 
schrieb Heribert Prantl in der Süd-
deutschen Zeitung: „Es gibt genü-
gend Gründe dafür, mit der herr-
schenden Politik unzufrieden, es 
gibt auch Gründe, auf sie zornig zu 
sein. Es gibt aber keinen einzigen 
Grund dafür, deswegen eine natio-
nalistische und neonazistische Par-
tei zu wählen, eine Partei, die so tut, 
als wären die Verbrechen der Nazis 
ein „Vogelschiss“. […] Der rassisti-

sche Nationalismus, wie er sich in 
der AfD ausgebreitet hat, ist ein ein-
ziger furchtbarer Fehler.“ Man dürfe, 
solle und müsse den AfD-Wäh-
ler*innen die Frage stellen: „Wollen 
sie zurück in ein Land der bösen 
Vorurteile, in dem es Deutschen-, 
aber keine Menschenrechte gibt?“ 

Andrea Wemheuer, ver.di-Landes-
leiterin in Niedersachsen-Bremen, 
antwortet in einem Interview zum 
Antikriegstag am 1. September in 
der Regionalen Rundschau auf die 
Frage, ob ihr der Vormarsch rechts-
extremer Parteien wie der AfD Angst 
mache: „Angst ist ein schlechter 
Ratgeber, weil sie lähmt und hand-
lungsunfähig macht.“ Wir müssten 
stattdessen dagegenhalten und uns 
den rechten Parteien in den Weg 
stellen, „wo wir nur können“. Für 
Bayern heißt das aktuell, Aiwanger 
darf dort auf keinen Fall mit seinem 
Ranzen und rechten Gedankengut 
durchkommen. Petra Welzel

D I E  P R E S S E - S H O W  ....................................................................................................................

 Tanzen, singen, demonstrieren
UNI-WELTKONGRESS – Gewerkschafter*innen spüren Aufbruchstimmung

(pewe) Weltweit setzen sich Ge-
werkschaften für bessere Arbeits- 
und Lebensbedingungen ein. Leider 
ebenso auf der ganzen Welt verbrei-
tet ist die Behinderung von Gewerk-
schaften. Noch immer müssen nicht 
wenige Gewerkschafter*innen bei 
ihrem Einsatz für Arbeitsrechte, fai-
re und gute Löhne gar um ihr Leben 
fürchten. Ende August sind in den 
USA in Philadelphia zum sechsten 
Mal Gewerkschaftsdelegierte aus 
aller Welt zum Weltkongress des 
Dachverbands UNI Global Union, 
der mehr als 20 Millionen Beschäf-
tigte in den Dienstleistungsbran-
chen in 150 Ländern vertritt, zu-
sammengekommen. Unter ihnen ist 
auch eine größere ver.di-Delegati-
on, einschließlich dem ver.di-Vorsit-
zenden Frank Werneke und der 
stellvertretenden ver.di-Vorsitzen-
den Andrea Kocsis.

Die USA ist für das diesjährige 
Treffen gut gewählt. Denn ausge-
rechnet das Land, das für die unab-
lässige Verteidigung von Demokra-
tie, Freiheit und Gerechtigkeit steht, 
tut sich schon lange schwer mit Be-
schäftigten, die sich für ihre Rechte 
einsetzen. Im Jahr 2022 vertraten 

die Gewerkschaften in den USA nur 
noch gut 10 Prozent aller Beschäf-
tigten, darunter 6 Prozent in der 
freien Wirtschaft und rund 33 Pro-
zent in den öffentlichen Diensten. 
In kaum einem anderen Land gibt 
es derartig viele Unternehmensbe-
rater, die auf die Zerschlagung von 
Gewerkschaften spezialisiert sind. 

Unterschiedlichste Kulturen

Durchdrungen war der Kongress 
von großer Aufbruchstimmung. In 
Philadelphia sind nicht nur Gewerk-
schafter*innen aus der ganzen Welt 
zusammengekommen, es treffen 
auch unterschiedlichste Kulturen 
aufeinander. Es wird nicht nur be-
richtet und diskutiert, sondern auch 
zusammen gesungen, getanzt, ge-
laufen und demonstriert, unter an-

derem für Reinigungskräfte eines 
amerikanischen Unternehmens, die 
für einen Tarifvertrag streiken, und 
für die streikenden Drehbuchau-
tor*innen und Schauspieler*innen 
in Hollywood. Erstere befinden sich 
schon seit mehreren Monaten im 
Ausstand für höhere Honorare und 
dem Schutz vor dem Einsatz Künst-
licher Intelligenz, von der sie ihre 
Arbeit bedroht sehen.

Trotz des Rückgangs der Tarifbin-
dung in den letzten Jahrzehnten al-
lerorts gibt es für die internationa-
len Gewerkschaften Anzeichen, die 
darauf hoffen lassen, dass ein Wen-
depunkt erreicht ist. Seit dem letz-
ten gewerkschaftlichen Weltkon-
gress in Liverpool im Jahr 2018 hat 
UNI über 140 Organisierungskam-
pagnen bei mehr als 70 Arbeitge-
bern in über 80 Ländern durch die 
Bereitstellung von Ressourcen, Ka-
pazitätsentwicklung, Anleitung und 
Begleitung und manchmal auch 
durch Druck auf das globale Mut-
terunternehmen unterstützt. Ama-
zon ist da nur ein Beispiel unter 
vielen. Der Einsatz für gute Arbeits-
bedingungen, faire Löhne und Mit-
bestimmung – er hört nie auf.

Reader Gute Arbeit 

(red.) Der ver.di-Reader 
Gute Arbeit löst das 
Jahrbuch Gute Arbeit 
ab, das ab 2009 von der 
IG Metall und ver.di 
beim Bund-Verlag her-
ausgegeben wurde. 
ver.di führt die erfolg-
reiche Publikationsreihe 
mit einem eigenen Rea-
der fort, der insbeson-
dere für die Initiative 
und Offensive Gute Ar-
beit ein Forum sein soll. 
Erstes Ziel der ver.di- 
Offensive Gute Arbeit 
war nach der Corona-
Pandemie die Initiative 
Gute Arbeit mit ihrem 
beteiligungsorientierten 
Prozess und den ent-
sprechenden Instrumen-
ten verstärkt für aktivie-
rende Gewerkschafts-
arbeit, qualitative Tarif-
politik und eine positive 
Mitgliederentwicklung 
zu nutzen. Der Reader 
zieht eine erste Bilanz 
zu den Projekten aller 
ver.di-Fachbereiche. 
Nach einem strategi-
schen Beitrag zur Offen-
sive widmen sich die 
weiteren Artikel fünf 
Gute-Arbeit-Projekten. 
Zudem werden Erfah-
rungen aus dem ver.di- 
Projekt „Aktivierende 
Gewerkschaftsarbeit“ 
sowie Daten aus der 
jährlichen bundesweiten 
DGB-Befragung zum 
Gesundheitsschutz für 
den Dienstleistungs-
bereich vorgestellt. Der 
Reader kann bis zum 
30. Oktober 2023 be-
stellt werden. Die Kos-
ten pro Reader belaufen 
sich je nach Auflagen-
höhe zwischen 6 und 
8 Euro inklusive Mehr-
wertsteuer, aber zuzüg-
lich Porto und Versand. 
Die Auslieferung erfolgt 
zum Jahreswechsel.
Mehr Infos: kurzelinks.
de/2b9d

L E S E T I P P

Wahlen
In ihrem Amt als Generalsekretärin der 
UNI wurde Christy Hoffman bestätigt, 
der ver.di-Vorsitzende Frank Werneke 
und die stellvertretende ver.di-Vorsitzen-
de Andrea Kocsis wurden beide in den 
UNI-Vorstand gewählt.

https://kurzelinks.de/2b9d
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 Kulturelle Teilhabe
BÜRGERGELD – Geplante Erhöhung sorgt für viel Kritik

(hla) Anfang des Jahres wurde das 
Bürgergeld eingeführt. Zum 1. Ja-
nuar 2024 soll es erhöht werden: 
Von 502 Euro monatlich für Allein-
lebende auf 563 Euro. Die Erhö-
hung um 61 Euro entspricht fast 12 
Prozent mehr pro Monat. Die Auf-
regung war groß, zumindest bei der 
Union und den Arbeitgebern. Die 
BILD-Zeitung kramte prompt einen 
Arbeitgeber hervor, der behaupte-
te, ein Mitarbeiter hätte seine Kün-
digung damit begründet, dass er 
vom Bürgergeld leben wollte. Die 
Frage, warum er den Mann nicht 
einfach besser bezahle, blieb unge-
stellt. Dafür gab es Spekulationen, 
ob sich nach der Kündigung nicht 
noch viel mehr Menschen dazu ent-
scheiden würden, vom Bürgergeld 
leben zu wollen, statt arbeiten zu 
gehen.

Gesetzliche Vorgaben 
 umgesetzt

Doch die jetzt von Bundesarbeits-
minister Hubertus Heil, SPD, ange-
kündigte Erhöhung ist keine politi-
sche Entscheidung. Das Ministeri-
um setzt viel mehr gesetzliche Vor-
gaben um, nach denen das 
Bürgergeld jährlich an die Preis- 
und Lohnentwicklung angepasst 
werden muss. Daran hat sich auch 
durch den Wechsel von Hartz IV 
aufs Bürgergeld nichts geändert. 
Die einzige Änderung zu früher ist, 
dass jetzt die Inflation aufgrund 
aktuellerer Zeiträume, an einem 
speziellen Warenkorb gemessen 
wird. Die Preisentwicklung fließt 
zu 70 Prozent in die Erhöhung ein, 
die Lohnentwicklung zu 30 Pro-
zent. 

Also: viel gewollte Aufregung um 
nichts. Diese Diskussion lenkt nur 
davon ab, dass die Regelsätze 
längst nicht ausreichend sind für 
ein Leben in Würde. Mindestens 
650 Euro pro Monat hatte ver.di zu 
dessen Einführung Anfang des 
Jahres gefordert. 

„Die Erhöhung des Bürgergeldes 
war angesichts der noch immer an-
haltenden Inflation längst überfäl-
lig, ist aber keineswegs ausrei-
chend. Vielmehr fordert ver.di seit 
langem ein neues Berechnungs-
verfahren, das die tatsächlichen 
Bedürfnisse und die sozio kulturelle 
Teilhabe abbildet und zeitnäher 
auf außergewöhnliche Verände-
rungen reagieren kann. Davon sind 
wir jedoch weit entfernt“, sagt 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied 
Dagmar König.

 Beschämende Eckpunkte
KINDERGRUNDSICHERUNG – Werneke kritisiert Kompromiss der Ampel

(pm) Der ver.di-Vorsitzende Frank 
Werneke hat die von der Ampel-
Regierung vereinbarten Eckpunkte 
zur Kindergrundsicherung als ein-
deutig nicht ausreichend  kritisiert. 
„Der in der Ampel ausgehan- 
delte Kompromiss bündelt im 
 Wesentlichen bestehende Leistun-
gen, eine verbesserte Unterstüt-
zung für armutsgefährdete Kinder 
bietet er nicht. Das ist kläglich“, 
sagte er. 

Kinderarmut werde damit nicht 
wirksam bekämpft. Wenn von ur-
sprünglich geforderten 12 Milliar-
den Euro mehr pro Jahr nun gerade 
mal 2,4 Milliarden Euro zur Ver-
fügung gestellt werden sollen, da-
von zum Teil für Verwaltungs-
kosten, zeige dies deutlich, dass 
der Ampel-Kompromiss falsche 
Schwerpunkte setze. „Für Steuer-
erleichterungen für obere Einkom-
mensschichten und für die Wirt-

schaft ist Geld da, für Kinder offen-
sichtlich nicht“, sagte Werneke 
weiter.

Die Kindergrundsicherung verdie-
ne ihren Namen nur, wenn sie fi-
nanziell substanziell mehr ausma-
che als nur eine Umwidmung be-
stehender Programme, so Werneke 
weiter. „Denn die bestehenden Pro-
gramme führen dazu, dass jedes 
fünfte Kind armutsgefährdet ist. 
Das ist beschämend.“

Solidarisch finanziert
PFLEGEVERSICHERUNG – Mehrheit spricht sich für Vollversicherung aus

(jm) Eine große, parteiübergreifen-
de Mehrheit der Bevölkerung ist für 
den Ausbau der gesetzlichen Pfle-
geversicherung zu einer Vollversi-
cherung. Das hat eine repräsentati-
ve Forsa-Umfrage im Auftrag des 
Bündnisses für eine solidarische 
Pflegeversicherung ergeben, dem 
auch ver.di angehört. „Beschäftigte 
in der Altenpflege und pflegebe-
dürftige Menschen dürfen nicht län-
ger gegeneinander ausgespielt wer-
den“, forderte ver.di-Bundesvor-
standsmitglied Sylvia Bühler bei der 
Präsentation der Umfrage-Ergebnis-

se. Es müsse die Logik durchbro-
chen werden, wonach jede Verbes-
serung bei Arbeitsbedingungen und 
Löhnen bei den Beschäftigten zu 
höheren Kosten für die Pflegebe-
dürftigen führe. „Wir brauchen eine 
Pflegevollversicherung, die solida-
risch finanziert wird. Wir brauchen 
die Solidarische Pflegeversiche-
rung“, sagte Bühler.

Familiäre Pflege

Das Bündnis für eine solidarische 
Pflegevollversicherung setzt sich für 

eine Pflegeversicherung ein, die alle 
pflegebedingten Kosten übernimmt 
– unabhängig davon, ob es sich um 
stationäre oder ambulante Pflege 
handelt. Auch die familiäre Pflege 
darf nicht aus dem Blick geraten. 
Andernfalls drohten Überlastung 
und Unterversorgung, weil notwen-
dige Leistungen aus finanziellen 
Gründen nicht in Anspruch genom-
men werden. 

Ein gemeinsamer Aufruf des 
Bündnisses ist auf solidarische-
pflegevollversicherung.de abruf-
bar.

Kleine  
Schritte
Bürgergeld, Kindergrund-
sicherung – beides wird 
in ausreichender Höhe 
dringend gebraucht, um 
das soziale Gleichgewicht 
in unserer Gesellschaft zu 
halten. Es ist ein Armuts-
zeugnis für ein reiches 
Land wie Deutschland, 
dass gerade bei denen 
gespart wird, die ohnehin 
nicht genug haben, um 
am sozialen Leben teilha-
ben zu können. Die Dis-
kussion sowohl um die 
Anhebung der Grundsi-
cherung als auch um die 
Einführung einer Kinder-
grundsicherung zeigt, mit 
welch zynischem Men-
schenbild bestimmte 
Gruppen in diesem Land 
unterwegs sind. Sofort 
geht es um eine Neid- 
Debatte, die unterstellt, 
dass viele Menschen sich 
gerne in einer Art sozia-
len Hängematte ausruhen 
und faulenzen wollen, 
statt zu arbeiten. Wenn 
man allein überlegt, wie 
viele Menschen täglich 
arbeiten gehen, dafür viel 
zu gering bezahlt werden, 
um davon ihren Lebens-
unterhalt angemessen 
bestreiten zu können, und 
am Ende ihres Lebens in 
der Altersarmut landen, 
sollte klar sein, dass die 
Erhöhungen nicht dazu 
dienen, eine Hängematte 
zu polstern. Sie sind klei-
ne Schritte in Richtung 
Angemessenheit. 

K O M M E N T A R

HEIKE LANGENBERG  
IST DIE VERANTWORTLICHE 
REDAKTEURIN DER 
„VER.DI NEWS“ 

http://solidarische-pflegevollversicherung.de
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SERVICE DO – (red.) Für die Be-
schäftigten des Klinikdienstleisters 
Service DO gilt ab dem 1. Oktober 
2023 der TVöD. Dann heißt es im 
Klinikum Dortmund „Ein Haus – 
Ein Team – Ein Tarifvertrag“. Aller-
dings ist damit erst ein – wenn 
auch wichtiges – Zwischenziel er-
reicht. Zu den offenen Themen 
zählt etwa die Zuordnung der Ent-
geltgruppen. 

ENERGIEVERSORGUNG BERLIN 
UND BRANDENBURG – (pm) Für 
die Beschäftigten der Unterneh-
men Stromnetz Berlin, Tarifgruppe 
Vattenfall Konzern, GASAG-Gruppe 
und VEIS konnte ver.di in der Re-
gion Berlin-Brandenburg über den 
Sommer hinweg deutliche Entgelt-
steigerungen durchsetzen. Zuletzt 
konnte Anfang August ein Ab-

schluss bei der Vattenfall-Tochter 
VEIS erzielt werden. Die Entgelt-
steigerungen liegen zwischen 8,8 
und 9,3 Prozent bei Laufzeiten zwi-
schen 18 und 19 Monaten. Darü-
ber hinaus konnten in allen Unter-
nehmen Vorteilsregelungen für die 
ver.di-Mitglieder in Form von zu-
sätzlichen freien Tagen, oder einer 
Sonderzahlung vereinbart werden. 
Von den Abschlüssen profitieren 
bei den vier Unternehmen ca. 7500 
Beschäftigte. Auch für alle Azubis 
in den Unternehmen konnten 
Lohnsteigerungen von 250 Euro 
erreicht werden.

FRANKFURTER RUNDSCHAU – 
(pm) Auch in der zweiten Verhand-
lungsrunde Ende August hat der 
Arbeitgeber den Gewerkschaften 
ver.di und djv-Hessen kein Ange-

bot für einen Tarifvertrag für die 
Redakteur*innen der Frankfurter 
Rundschau vorgelegt. Geschäfts-
führer Max Rempel teilte der Tarif-
kommission mit, dass er keine Ba-
sis für einen Tarifvertrag sehe. 
Stattdessen werden die Gehälter 
für einen Teil der Beschäftigten der 
FR Redaktion GmbH einseitig an-
gepasst. Die Kolleg*innen der 
Frankfurter Rundschau GmbH ge-
hen leer aus. Das Vorgehen der Ge-
schäftsführung spaltet die Beleg-
schaft, da nicht alle von den Ver-
besserungen profitieren und die 
ungleiche Vergütung weiter fortge-
setzt wird. In einem Offenen Brief 
hat der Aktivenausschuss der 
Frankfurter Rundschau bereits vor 
der zweiten Runde die inakzeptab-
len Arbeitsbedingungen kritisiert 
und Veränderungen eingefordert.

T A R I F L I C H E S  ....................................................................................................................................
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 Der Belastung nicht gerecht
PFLEGE – Für attraktivere Arbeit braucht es mehr als nur den Mindestlohn

(pm) Anfang September hat die 
Pflegekommission ihre Empfehlung 
für die Steigerung des Pflegemin-
destlohns veröffentlich. Die jeweili-
gen Mindestlöhne für Fachkräfte, 
einjährig ausgebildete Pflegekräfte 
sowie für un- und angelernte Pfle-
gehilfskräfte sollen bis 2025 in 
zwei Schritten um 12,3 bis 13,8 
Prozent steigen.

ver.di-Bundesvorstandsmitglied 
Sylvia Bühler begrüßte die Empfeh-
lung. „Angesichts der anhaltend 
hohen Preissteigerung vor allem 
für Lebensmittel und Energie ist es 
gut, dass der Pflegemindestlohn 
deutlich angehoben wird“, sagte 
sie. Sie bedauerte allerdings, dass 
es für einen echten Inflationsaus-
gleich in der Pflegekommission 
keine Mehrheit gegeben habe. Der 
Mindestlohn sichere eine Unter-
grenze, die die jahrelang prakti-
zierte Ausbeutung in kommerziel-
len Pflegeunternehmen verhindere. 

Deshalb arbeite ver.di in der Pfle-
gekommission mit. 

„Angesichts des enormen Be-
darfs an Arbeitskräften in der am-
bulanten und stationären Pflege 
braucht es aber weit mehr als ei-
nen Mindestlohn, um die Arbeit 
attraktiver zu machen“, so Bühler 
weiter. Das gehe nur mit guten um-
fassenden Tarifverträgen, für die 
sich die Beschäftigten gemeinsam 
mit ihrer Gewerkschaft ver.di stark 
machen.

Nach der Empfehlung verdienen 
Fachkräfte verdienen ab 2025 min-
destens 20,50 Euro pro Stunde. 
Einjährig ausgebildete Beschäftig-
te erhalten dann 17,35 Euro, un- 
und angelernte Hilfskräfte 16,10 
Euro. Damit verdienen examinierte 
Pflegekräfte ab Juli 2025 bei einer 
39-Stunden-Woche monatlich we-
nigstens 3476 Euro, mit einer min-
destens einjährigen Ausbildung 
kommen Beschäftigte auf 2942 

Euro, ohne Ausbildung sind es 
mindestens 2730 Euro. Zudem 
konnte der Urlaubsanspruch für 
Pflegekräfte von mindestens 29 
Tage im Jahr gesichert werden.

„Es ist richtig, die Löhne in der 
ambulanten und stationären Pfle-
ge nach unten abzusichern, solan-
ge einem Großteil der Beschäftig-
ten vor allem bei kommerziellen 
Anbietern der Schutz eines Tarif-
vertrages verweigert wird. Der ho-
hen Verantwortung und Belastung 
wird das Mindestentgelt allerdings 
nicht gerecht“, sagte Bühler. 

Im Frühjahr hatten sich Beschäf-
tigte aus kommunalen Kranken-
häusern und Pflegeeinrichtungen 
in großer Zahl an Warnstreiks be-
teiligt und in ver.di organisiert. So 
haben sie sich Respekt verschafft 
und gemeinsam mit ihren Kol-
leg*innen im öffentlichen Dienst 
eine kräftige Lohnerhöhung durch-
gesetzt. 

https://www.derpersonalrat.de/verdi
https://nelcartoons.de
Mailto:verdi-news@verdi.de
https://news.verdi.de
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 Mehr tun für die Azubis 
AUSBILDUNGSREPORT ´23 – Zufriedenheit mit der Ausbildung sinkt 

(pm) Zum Beginn des Ausbildungs-
jahres hat der DGB auch in diesem 
Jahr wieder einen Ausbildungsreport 
vorgelegt. Schwerpunkt ist in diesem 
Jahr die moderne Ausbildung, denn 
vor dem Hintergrund von Digitalisie-
rung, Dekarbonisierung und demo-
grafischem Wandel muss auch die 
Ausbildung auf den neuesten Stand 
sein. Dass dies nicht überall so ist, 
wird daran deutlich, dass vier von 
zehn Azubis mit der digitalen Aus-
stattung ihrer Berufsschulen unzu-
frieden sind. Ebenso viele sagen, 
dass sie in ihren Ausbildungsbetrie-
ben nie oder nur selten die notwen-
dige technische Ausstattung für eine 
digitale Ausbildung zur Verfügung 
gestellt bekommen. 

„Damit haben wir es schwarz auf 
weiß, Politik und Arbeitgeber müs-
sen deutlich mehr tun, damit die 
duale Ausbildung auch im Digital-
zeitalter funktioniert“, sagte DGB-Ju-
gendsekretär Kristof Becker bei der 
Vorstellung des Berichts. Wer Fach-
kräfte gewinnen wolle, müsse sie 
zeitgemäß und mit modernsten 
Lernmethoden ausbilden: „Sonst 

wird das nichts mit dem Wandel un-
serer Arbeitswelt.“ Becker kritisierte, 
dass viele Betriebe offenbar zu gei-
zig seien, um ihre Azubis angemes-
sen und modern auszustatten. Er 
fordert eine klare, verpflichtende 
Regelung im Berufsbildungsgesetz, 
dass alle Lernmittel von den Betrie-
ben und nicht von den Azubis ge-
stellt werden müssen. 

Auch die stellvertretende DGB-
Vorsitzende Elke Hannack sprach 
sich bei der Gelegenheit für massive 
Investitionen in die berufliche Bil-
dung aus. Der im Koalitionsvertrag 
vorgesehene Pakt für berufliche 
Schulen dürfe nicht der Sparpolitik 
zum Opfer fallen. „Wir brauchen 
dringend mehr Geld für neue Ausbil-
dungskonzepte, um Gebäude in-
stand zu halten und natürlich auch 
für eine bessere digitale wie techni-
sche Ausstattung sowie für mehr 
Lehrkräfte“, so Hannack. 

Die Probleme in der Ausbildung 
spiegeln sich auch in der Zufrieden-
heit der Auszubildenden wider: Zwar 
sind 7 von 10 Auszubildenden mit 
ihrer Ausbildung „(sehr) zufrieden“. 

Jedoch ist dieser Wert im Vergleich 
zum letzten Jahr um 2,8 Prozent-
punkte gesunken und damit so stark 
wie noch nie. Zwischen den Bran-
chen gibt es überdies erhebliche 
Unterschiede: Im Hotelgewerbe 
(53,7 Prozent), dem Einzelhandel 
(59,9 Prozent) und in Teilen des 
Handwerks (Tischler*innen: 64,4 
Prozent) liegt die Zufriedenheit weit 
unterhalb des Durchschnitts. „Dass 
gerade diese Branchen Schwierigkei-
ten haben, ihre Ausbildungsplätze 
zu vergeben, wundert uns nicht. Ist 
die Ausbildungsqualität schlecht, 
stimmen die Auszubildenden mit 
den Füßen ab“, betont Becker. 

Die repräsentative Befragung wur-
de von September 2022 bis April 
2023 durchgeführt. Insgesamt 9855 
Auszubildende aus den laut Bundes-
institut für Berufsbildung 25 am 
häufigsten gewählten Ausbildungs-
berufen haben sich beteiligt. 
DOWNLOAD DES AUSBILDUNGS-
REPORTS UNTER DGB.DE/-/Uor 
INFORMATIONEN DER VER.DI JUGEND 
ZUR AUSBILDUNG UNTER  
AUSBILDUNG.INFO 

 Monat für Monat 510 Euro weniger 
GEHALTSVERGLEICH – lohnspiegel.de macht Unterschiede transparent 

(red.) „Wer verdient was?“ fragt das 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaft-
liche Institut (WSI) der Hans-Böckler-
Stiftung. Antworten gibt das WSI auf 
der Website lohnspiegel.de. Für 
über 100 Berufe können hier nach 
Bundesländern, Geschlecht und Be-
rufserfahrung die Daten abgerufen 
werden, zur besseren Übersicht sor-
tiert nach 22 Branchen. 

z Beispiel Altenpflege: Hier klafft 
eine Lücke von 510 Euro pro Monat 
zwischen den Fachkräften mit zehn 
Jahren Berufserfahrung in Baden-
Württemberg und Mecklenburg-
Vorpommern. Und Frauen verdienen 
in diesem Bereich 190 Euro weniger 
als Männer, Monat für Monat. 
z Beispiel Handel: Kassierer*in-

nen im Einzelhandel werden in Ber-

lin durchschnittlich mit 2490 Euro 
im Monat bezahlt. In Thüringen be-
kommen Beschäftigte für diese Ar-
beit im Durchschnitt 2100 Euro. 
Legt man hier im bundesweiten Ver-
gleich das Geschlecht zu Grunde, 
haben Männer ein Plus von 220 
Euro im Monat. 

lohnspiegel.de 

 Weitere Diskussionen anstoßen 
TARIF.IMPULSE – Tarifpolitische Grundsatzabteilung liefert Denkanstöße 

(red.) Mit der Reihe „tarif.impulse“ 
liefert die tarifpolitische Grundsatz-
abteilung von ver.di Beiträge zur ta-
rifpolitischen Debatte von verschie-
denen Themen. Damit will sie zu 
weiteren Diskussionen anregen. Die 
Vorschläge und Empfehlungen sind 
jeweils an die branchen- oder be-
triebsspezifische Situation anzupas-
sen. Es sind keine Mustervereinba-

rungen – aber gute Denkanstöße. 
Die vier bisher erschienen Ausga-
ben aus der Impulsreihe stehen zum 
Download bereit und zusätzlich als 
Einzelansicht mit kurzer Einleitung 
zur jeweiligen Ausgabe. 

Dabei handelt es sich um fol-
gende Themenschwerpunkte · Die 
4-Tage-Woche: Der Teufel steckt 
im Detail (Ausgabe 4) · Tarifbindung 

stärken, Arbeitsbedingungen ver-
bessern (Ausgabe 3) · Eisenberger 
Tarif: Ein wegweisender Tarif-
abschluss im Krankenhausbereich 
(Ausgabe 2) · Mindestlohn: Erhö-
hung deutlich zu gering – Interview 
mit Andrea Kocsis (Ausgabe 1) 

Mehr Infos und Download unter 
t1p.de/verdi-tarifimpulse 

Ausbildungs-
report ’23 
z Zufrieden sind 70,5 
Prozent der Befragten, 
2,8 Prozentpunkte 
weniger als im Vorjahr 
z Unzufrieden ist jeder 
dritte Azubi 
z Jede*r Sechste würde 
den eigenen Ausbil-
dungsbetrieb nicht 
weiterempfehlen 
z Vier von zehn Azubis 
wissen selbst im letzten 
Ausbildungsjahr noch 
nicht, wie es um die 
Übernahme steht 
z Auch mit Übernahme-
zusage läuft es bei 
einem knappen Viertel 
der Azubis auf eine bis 
zu einem Jahr befristete 
Übernahme hinaus 
z Sieben Prozent der 
Befragten unter 18 
gaben an, mehr als 
40 Stunden pro Woche 
arbeiten zu müssen 
(obwohl das verboten 
ist) 
z Überstunden leistet 
knapp ein Drittel der 
Befragten regelmäßig, 
durchschnittlich 3,6 
Stunden pro Woche 
z Fast jeder zehnte 
Azubis bekommt dafür 
keinen Ausgleich, 
weder durch Geld noch 
durch Zeit – ein 
Verstoß gegen das 
Berufsbildungsgesetz 
z Häufig oder immer 
müssen 12,7 Prozent 
der Befragten aus-
bildungsfremde 
Tätig keiten erledigen. 
Auch diese Tätigkeiten 
sind nach dem Berufs- 
 bildungsgesetz ver -  
boten

E R G E B N I S S E

https://dgb.de/-/Uor
https://ausbildung.info
https://lohnspiegel.de
https://lohnspiegel.de
https://lohnspiegel.de
https://t1p.de/verdi-tarifimpulse
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Zusatzantrieb  
für Rollstuhl 

(dgb-rs) Eilverfahren im 
Sozialrecht sind selten. 
Diese sind möglich, 
wenn den Betroffenen 
ohne gerichtliche Ent-
scheidung eine Notlage 
droht. Mit einer solchen 
Entscheidung hat die 
DGB-Rechtsschutz 
GmbH vor dem Sozial-
gericht Berlin zu ihrem 
Recht verholfen. Sie 
setzte damit in einem 
Antragsverfahren auf 
Erlass einer einstweili-
gen Anordnung die Aus-
stattung ihres Rollstuhls 
mit einem Zusatzantrieb 
durch. Nach der aktuel-
len Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts 
war die Gesetzliche 
Krankenkasse im Rah-
men der Leistungspflicht 
zur Versorgung mit 
Hilfsmitteln verpflichtet. 
Mit diesen Hilfsmitteln 
sollen die Auswirkung 
einer Behinderung im 
gesamten täglichen Le-
ben beseitigt oder ge-
mindert werden. Das 
Sozialgericht hatte bei 
der Entscheidung die 
Gebrauchsvorteile des 
begehrten Hilfsmittels 
berücksichtigt. Die Frau 
wollte einen Zusatzan-
trieb für ihren Rollstuhl. 
Einen Elektrorollstuhl 
hatte sie abgelehnt, weil 
darin die Bewegung 
ausschließlich passiv 
erfolgte. Die Fortbewe-
gung im Aktivrollstuhl 
mit Antriebssystem lasse 
ihr demgegenüber die 
Möglichkeit, sich durch 
eigene Kraft fortzube-
wegen und nur im Fall 
der Überforderung den 
Antrieb zuzuschalten.  
Aktenzeichen S 28 KR 
1078/23 ER 

dgbrechtsschutz.de 

A U C H  D A S  N O C H

Transformation gerecht gestalten 
CAMPUS ARBEITSRECHT – Diskussion über aktuelle rechtspolitische Themen 

(pm) Die DGB-Rechtsschutz GmbH 
lädt mit weiteren gewerkschaftlichen 
bzw. gewerkschaftsnahen Einrich-
tungen, dem sogenannten Frankfur-
ter Cluster, für den 28. September 
zum 5. Campus Arbeitsrecht an der 
Goethe-Universität in Frankfurt/Main 
ein. Der Campus greift aktuelle 

rechtspolitische Themen auf, diese 
können dort mit meinungsstarken 
Fachleuten diskutiert werden. 

In diesem Jahr geht es um die ge-
rechte Gestaltung der Transforma-
tion. Unter anderem wird die Präsi-
dentin des Bundesarbeitsgerichts, 
Inken Gallner, erwartet. Sie spricht 

über die Bedeutung des Arbeits-
rechts heute. Neben den Vorträgen 
wird in mehreren Foren auch über 
verschiedene Aspekte des Schwer-
punktthemas debattiert. Anmel-
dungen sind bis zum 22. Septem-
ber möglich. Mehr Infos: campus 
arbeitsrecht.de 

 Betriebsratsarbeit behindert 
DACHSER FOOD LOGISTIK – Geldstrafe für ehemaligen Standortleiter in Bremen 

(red.) Vor mehr als drei Jahren, im 
April 2020, hat ver.di Strafanzeige 
gegen den damaligen Leiter des 
Bremer Standorts von Dachser 
Food Logistik gestellt. Er hatte 
 unter anderem Mitglieder des Be-
triebsrats eine Entgelterhöhung 
angeboten, wenn sie das Gremium 
verlassen. Darauf ließen sich einige 
BR-Mitglieder ein, so dass das Gre-
mium zwischenzeitlich nicht mehr 
arbeitsfähig war. Für ver.di ein kla-
rer Fall von Behinderung der Be-

triebsratsarbeit – und diese Straf-
tat kann mit einer Freiheitsstrafe 
von bis zu einem Jahr geahndet 
werden. 

Im August 2023 bestätigte das 
Amtsgericht Bremen die Auffas-
sung ver.dis und erließ gegen den 
ehemaligen Manager einen Straf-
befehl in Höhe von 3600 Euro. 
„Dass sich die Prüfung unserer 
Strafanzeige durch die Behörden 
über mehr als drei Jahre scheinbar 
endlos gezogen hat, ist neben der 

eigentlichen Straftat ein zweiter 
echter Skandal“, meint ver.di-Ge-
werkschaftssekretär Jonas Lebuhn. 
Mittlerweile gebe es einen neuen 
Betriebsrat und die Zusammen-
arbeit mit der Standortleitung habe 
sich deutlich verbessert. 

Dachser gehört zu den führenden 
Logistikunternehmen in Deutsch-
land. Der Bremer Betrieb hat etwa 
150 Beschäftigte und ist einer der 
wichtigsten Frischelogistiker in Bre-
men und Umgebung.

 Vertraulichkeit erwartet 
BUNDESARBEITSGERICHT – Äußerungen in privaten Chatgruppen können zu Kündigung führen 

(bag) Äußerungen in privaten Chat-
gruppen können durchaus arbeits-
rechtlich relevant sein. Das ergibt 
sich aus einer Entscheidung des 
Bundesarbeitsgerichts (BAG). In 
dem vorliegenden Fall hatte sich ein 
Arbeitnehmer in einer privaten 
Chatgruppe in stark beleidigender, 
rassistischer, sexistischer und zu 
 Gewalt aufstachelnder Weise über 
Vorgesetzte und andere Kollegen 
geäußert. Diese Gruppe wurde 
2014 gegründet. Sie bestand aus 
sechs Mitgliedern. Ende 2020 wur-
de ein weiterer Kollege in die Grup-
pe aufgenommen. 

Alle arbeiteten bei einem Arbeit-
geber, waren langjährig befreun-
det, und zwei von ihnen waren mit-
einander verwandt. Die sieben Mit-
glieder tauschten sich in der Chat-
gruppe auch über rein private 
Themen aus. Allerdings äußerten 
sich die Gruppenmitglieder auch in 
„beleidigender und menschenver-
achtender Weise u.a. über Vorge-
setzte und Arbeitskollegen“ aus, 
wie es in einer Pressemitteilung des 

BAG heißt. Hiervon erfuhr der Ar-
beitgeber durch Zufall und kündigte 
außerordentlich fristlos unter ande-
rem dem Mann, der jetzt vor dem 
BAG scheiterte. Er hatte sich auf 
eine Vertraulichkeitserwartung der 
privaten Chatgruppe berufen. 

Die beiden Vorinstanzen hatten 
seiner Kündigungsschutzklage 
stattgegeben. Allerdings hatte die 
Revision vor dem 2. Senat des BAG 
Erfolg. Man könne sich nur im Aus-
nahmefall auf eine berechtigte 
 Vertraulichkeitserwartung berufen. 
Laut BAG sei diese Erwartung nur 
dann berechtigt, wenn „die Mitglie-
der der Chatgruppe den be sonderen 
persönlichkeitsrechtlichen Schutz 
einer Sphäre vertraulicher Kommu-
nikation in Anspruch nehmen kön-
nen“. 

Diese wiederum sei abhängig von 
den Inhalten der ausgetauschten 
Nachrichten sowie der Größe und 
personellen Zusammensetzung der 
Chatgruppe. „Sind Gegenstand der 
Nachrichten – wie vorliegend – be-
leidigende und menschenverachten-

de Äußerungen über Betriebsange-
hörige, bedarf es einer besonderen 
Darlegung, warum der Arbeitneh-
mer berechtigt erwarten konnte, de-
ren Inhalt werde von keinem Grup-
penmitglied an einen Dritten weiter-
gegeben“, argumentierten die Rich-
ter*innen laut Pressemitteilung. 

Daher hat das BAG das Berufungs-
urteil des Landesarbeitsgerichts Nie-
dersachsen insoweit aufgehoben 
und die Sache dorthin zurückverwie-
sen. Dort könne der Kläger darle-
gen, warum er angesichts der Größe 
der Chatgruppe, ihrer geänderten 
Zusammensetzung, der unterschied-
lichen Beteiligung der Gruppenmit-
glieder an den Chats und der Nut-
zung eines auf schnelle Weiterlei-
tung von Äußerungen angelegten 
Mediums eine berechtigte Vertrau-
lichkeitserwartung haben durfte. 

Der Senat hat am selben Tag 
mit  Urteilen in parallel gelagerten 
Rechtsstreitigkeiten von zwei weite-
ren Chatgruppen-Mitgliedern in 
gleicher Weise entschieden. 
Aktenzeichen 2 AZR 17/23

https://dgbrechtsschutz.de
https://campusarbeitsrecht.de
https://campusarbeitsrecht.de
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Aktiv in ver.di
Du bist aktiv in der Vertrauensleutearbeit? Oder bei Dir im Betrieb gibt es aktive Ver-
trauensleute? Dann melde Dich gerne bei mir und erzähle mir davon. Für die ver.di- 
Medien suchen wir immer Beispiel für engagiertes Engagement in Betrieben und 
Dienststellen. Kontakt unter verdi-news@verdi.de oder 030-6956-1069.

Ich freu  
mich darauf 
„Es ist bald so weit. Am 
17. September beginnt 
der Bundeskongress von 
ver.di. 1000 Delegierte in 
ver.di, eine Eröffnungsver-
anstaltung, wo wir die 
gesamte politische Spitze 
unseres Landes erwarten, 
Diskussionen um wichtige 
Themen wie Stärkung der 
Tarifbindung, Krieg und 
Frieden, Stärkung von 
Mitbestimmung, und eine 
gute Tarifpolitik, über die 
wir miteinander diskutie-
ren wollen. Es wird eine 
politische Woche mit vie-
len vielen Kolleginnen 
und Kollegen, die mit 
Ideen, mit Forderungen 
an ver.di, aber natürlich 
auch an die Politik nach 
Berlin kommen. Ich muss 
sagen: Ich freu’ mich dar-
auf.“ 

Der ver.di-Bundeskon-
gress findet vom 17. bis 
22. September in Berlin 
statt. Er kann im Internet 
unter verdi.de live ver-
folgt werden. Mehr Infos 
zur Tagesordnung, zu den 
Anträgen und zum aktu-
ellen Geschehen unter 
bundeskongress.verdi.
de 

DER VER.DI-VORSITZENDE 
FRANK WERNEKE IN EINER 
VIDEO-BOTSCHAFT ZUM   
VER.DI-BUNDESKONGRESS 

S T A T E M E N T

 Vernetzung ist wichtig 
VERTRAUENSLEUTE – Für ver.di aktiv in Betrieben und Dienststellen 

Nora Anders ist Vertrauensfrau bei 
der Deutschen Post, Niederlassung 
Kiel, Zustellstützpunkt (ZSP) Kieler 
Förde. 

„Wir haben hier eine besondere Si-
tuation, denn bei uns im Gebäude 
sind mehrere ZSPn untergebracht. 
Zu dem ZSP, bei dem ich arbeite, 
gehören etwa 80 bis 90 Beschäf-
tigte. Vor zwei Jahren hat mich der 
Betriebsrat gefragt, ob ich mir 
nicht vorstellen könne, mich zur 
Vertrauensfrau wählen zu lassen. 
Ich wusste erst gar nicht so genau, 
was damit auf mich zukommt, 
denn bei uns waren bislang Ver-
trauensleute nicht so präsent. 

Soziale  
Gerechtigkeit

Meine Vorstellungen von der Auf-
gabe waren nicht so konkret, aber 
ich habe schnell gemerkt, wie viel-
fältig sie ist. Ich repräsentiere die 
Gewerkschaft und deren  Werte, 
also soziale Gerechtigkeit, Gleich-
berechtigung und Gleichbehand-
lung, den solidarischen Grundge-
danken. Aber auch Mitgliederwer-
bung ist ein wichtiger Teil der Auf-
gabe. 

Ich halte meine Ohren auf bei 
den Kolleg*innen, es geht um akti-
ves und passives Zuhören, um mit-
zubekommen, wo es Probleme 
gibt. Ich helfe ihnen, etwa bei Ab-
mahnungen oder wenn es Proble-
me mit den Dienstzeiten gibt. Ich 
spreche neue Kolleg*innen aktiv. 
Sie haben oft Probleme, denn in 

der Anfangszeit haben sie bei uns 
noch keine festen Touren und als 
Springer*in gibt es dann auch kei-
ne festen freien Tage. Da kläre ich 
sie auch aktiv auf, etwa über unse-
re Tarifvereinbarung zur Arbeits-
zeit. Wenn die Kolleg*innen nicht 
so gut deutsch sprechen, begleite 
ich sie zu Gesprächen, um sie zu 
unterstützen und in Ruhe zu erklä-
ren, falls es Verständnisprobleme 
gibt. Aber auch bei den Entlas-
tungstagen und überhaupt den 
Rechten der Beschäftigten besteht 
für alle häufig noch Aufklärungs-
bedarf. Wichtige Informationen 
gebe ich in unserer täglichen Lage-
besprechung an die Kolleg*innen 
weiter. 

Dickes Fell

Man braucht aber auch manchmal 
ein dickes Fell für die Aufgabe. 
Etwa als es darum ging, den Tarif-
kompromiss bei der Deutschen 
Post vorzustellen. Da kann ich nur 
erklären, wie er sich zusammen-
setzt, was die Vor- bzw. Nachteile 
sind. Die Entscheidung, wie je-
mand bei der Urabstimmung ent-
scheiden soll, kann ich niemandem 
abnehmen. Es gab viel Kritik an 
dem Abschluss, da half es nur, ru-

hig zu bleiben und sachlich aufzu-
klären. 

Eng vernetzt

Ich bin mit den anderen Vertrau-
ensleuten bei uns im Gebäude eng 
vernetzt. Ich bin da noch die Neue, 
andere sind schon lange dabei und 
können mir bei Fragen weiterhel-
fen. In den ZSPn ähneln sich die 
Probleme, die den Arbeitsalltag 
betreffen, das gilt bundesweit für 
die Deutsche Post. Daher ist Ver-
netzung wichtig. 

Interessant bei der Bundesver-
trauensleutekonferenz war es, VL 
aus anderen Bereichen kennenzu-
lernen. Kollegen aus den verschie-
densten Bereichen wie ÖPNV, 
Stadtreinigung, Verwaltung oder 
dem Gesundheitsbereich haben 
von ihren Problemen, Möglichkei-
ten und Tarifkonflikten berichtet. 
Auch wenn nicht alles direkt über-
tragbar ist, war es sehr informativ 
und hat einige Denkanstöße gege-
ben. Man hat viel gelernt und es 
hat großen Spaß gemacht, dabei 
zu sein.“ 

Mehr Infos zur Vertrauensleutear-
beit in ver.di unter t1p.de/verdi-
vertrauensleute 

Stärke des Rechts durchsetzen 
ANTIKRIEGSTAG – Gewerkschaften beteiligen sich bundesweit an Veranstaltungen 

(red.) Am 1. September jährt sich 
der Beginn des 2. Weltkriegs. Der 
Tag ist in jedem Jahr der Anlass für 
den Antikriegstag. An den bundes-
weiten Veranstaltungen haben 
sich auch Gewerkschafter*innen 
beteiligt. Auch beim ver.di-Bun-
deskongress, der am 17. Septem-
ber beginnt, werden Diskussionen 
zu diesem Thema erwartet, ins-
besondere vor dem Hintergrund 
des  völkerrechtswidrigen Angriffs-
kriegs Russland gegen die Ukraine. 

Kein Frieden mit Waffen

„Was uns eint, ist die Überzeu-
gung, dass dauerhafter Frieden 
und eine stabile internationale 
Friedensordnung nur möglich sind, 
wenn sich die Stärke des Rechts 
durchsetzt – und nicht das Recht 
des Stärkeren. Mit Waffen lässt sich 
kein Frieden schaffen! Das sehen 
wir überall da, wo Kriege und Bür-
gerkriege toben – ob in Syrien, im 
Iran, im Jemen, im Sudan oder in 

Äthiopien. Militärische Konflikte 
und der Einsatz bewaffneter Ge-
walt bringen Tod, großes Leid und 
führen zu Flucht und Vertreibung. 
Unsere Solidarität gilt den Men-
schen auf der Flucht, egal auf wel-
chem Kontinent. Wir verurteilen 
alle Regierungen, die Krieg, Unter-
drückung, Gewalt und Folter als 
Mittel der Politik und Instrumente 
zur Sicherung ihrer Macht einset-
zen!“, heißt es in einer Erklärung 
des DGB zum Antikriegstag. 
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„Alle Deutschen haben das 
Recht, Beruf, Arbeitsplatz und 
Ausbildungsstätte frei zu wäh-
len“, heißt es im Artikel 12, Ab-
satz 1 des Grundgesetzes. An-
spruch und Wirklichkeit klaffen 
in der Realität weit auseinander. 
Diesem Spannungsverhältnis hat 
der Soziologe und Philosoph Axel 
Honneth mit der Frage „Wie viel 
Autonomie hat der arbeitende 
Mensch tatsächlich?“ mit histori-
schem wie demokratietheoreti-
schem Tiefgang nachgespürt. 

Wie ein roter Faden zieht sich 
die Arbeitsteilung – die am Ar-

beitsplatz wie auch in der Gesell-
schaft – durch seine Betrachtun-
gen; sie gehen damit über ar-
beits- und tarifliche Grundlagen 
deutlich hinaus: der arbeitende 
Mensch als Souverän, als politi-
scher Akteur. Er untersucht akri-
bisch mit historischen Rückbli-
cken die gesellschaftspolitischen 
Rahmenbedingungen für das Ar-
beitsverhältnis. Sein Befund: Es 
gab Fortschritte, aber im Zuge 
des Neoliberalismus ab Ende der 
1970er-Jahre auch Rückschritte. 
Honneth fokussiert hier auf die 
Zunahme unsicherer Arbeitsver-
hältnisse, neue Formen der Ab-
hängigkeit, etwa in der soge-
nannten Plattformökonomie. 

Für seine Vorstellung einer de-
mokratischen Politik der Arbeit 
hätten die Gewerkschaften ge-
zielter und kreativer handeln sol-
len, kritisiert Honneth; unterstellt 
ihnen aber zu Unrecht eine Fo-
kussierung auf höhere Löhne und 
kürzere Arbeitszeit. Sein Anlie-
gen ist es, das Arbeitsverhältnis 
auf eine andere, nämlich mehr 
Autonomie gewährende Basis zu 
stellen. Ebenso individuelle Ar-
beit und gesellschaftliche Arbeit 
im Sinne von fairer Arbeitstei-
lung. Er sieht seinen arbeitenden 
Souverän auch als Gestalter einer 
Transformation im Sinne einer 
Ver änderung der ökonomischen 
Strukturen, ruft die frühen Ge-
dankengänge nach dem Genos-

 
 

 Arbeit neu denken 
B U C H T I P P – Die tatsächliche Autonomie des arbeitenden Menschen

Domino

„Wir hoffen,  
dass das einen 
 Domino-Effekt  

auslöst.“

Ein erster Kunde der 
 polnische Spedition Mazur 

hat die für den Transport 
anfallende Summe direkt 

an die seit Wochen auf 
dem Rastplatz Gräfen-

hausen streikenden Fahrer 
übergeben. Der Verhand-

lungsführer der Fahrer, der 
 niederländische Gewerk-

schafter Edwin Atema, 
hofft, dass weitere diesem 

Beispiel folgen
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In der ver.di-Medien-Galerie in Berlin ist zurzeit eine Ausstellung über 
den erfolgreichen Kampf der Buchdrucker um den ersten Reichstarif 
vor 150 Jahren zu sehen. Die Ausstellung zeigt, wie es in Deutschland 
überhaupt zu Tarifverträgen gekommen ist, wer die bestimmenden 
Kräfte waren und was gebraucht wurde, um am Ende einen Tarifver-
trag zu erringen, der für alle Beschäftigten einer Branche gilt. Sie zeigt 
aber auch, wie sich heutige Konflikte, Verhaltensweisen und Lösungs-
wege den damaligen ähneln. Die Ausstellung ist noch bis zum 5. Ok-
tober in der Mediengalerie, Dudenstraße 10 in Berlin zu sehen. Sie ist 
dienstags von 16 bis 19 Uhr und Donnerstag von 15 bis 18 Uhr ge-
öffnet. Weitere Öffnungszeiten sind nach Vereinbarung möglich. Mehr 
Infos: mediengalerie.verdi.de 

Der Berliner Autor Tim Holland erhält in diesem Jahr den ver.di-Litera-
turpreis Berlin-Brandenburg. Ausgezeichnet wird er damit für sein Buch 
„wir zaudern, wir brennen“. Die Ernsthaftigkeit der Darstellung eines 
Weltuntergangs durch Wasser beweise in ungewöhnlich hohem Maß 
Form- und Problembewusstsein zugleich, heißt es in der Begründung 
der Jury. Der Preis für das Genre Lyrik ist mit 3000 Euro dotiert. Feierlich 
verliehen wird er am 30. Oktober in der ver.di-Bundesverwaltung.

AXEL HONNETH:  
DER ARBEITENDE 
SOUVERÄN, 
SUHRKAMP VERLAG, 
BERLIN, 398 SEITEN,  
30 EURO,  
ISBN 978-3518587973 

senschaftsprinzip in die Erinne-
rung. 

Honneth mahnt mit seinem 
Buch eine andere Arbeitsgesell-
schaft an, in der Unsicherheit, 
Abhängigkeit und vor allem der 
Niedriglohnsektor abgeschafft 
sind. Deutlich argumentiert er 
gegen das Konzept eines bedin-
gungslosen Grundeinkommens, 
hält dieses für verantwortungslos 
gegenüber der Gesellschaft. Die 

Arbeit wird nach seinen Vorstel-
lungen weiterhin im Zentrum der 
Gesellschaft bleiben, aber demo-
kratischer strukturiert, in einer 
sozialen Arbeitsteilung, die mehr 
Partizipation ermöglicht. Sein 
Buch liefert kein beschlussreifes 
arbeitsmarktpolitisches Konzept, 
sondern öffnet den Fokus für ein 
grundsätzliches Neudenken über 
die Arbeit, über den arbeitenden 
Souverän.  Gunter Lange 

https://mediengalerie.verdi.de



